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Viertes Gesetz zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Vorschriften (4. VwVfÄndG) 
 

 

 

 
Der Deutsche Bundestag hat in seiner 187. Sitzung am 13. November 2008 aufgrund 
der Beschlussempfehlung und des Berichts des Innenausschusses – Drucksache 
16/10844 – den von der Bundesregierung eingebrachten 

 
Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher 
Vorschriften (4. VwVfÄndG)  
– Drucksache 16/10493 – 

 

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen. 
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Nach Artikel 9 wird folgender Artikel 9a eingefügt:

Artikel 9a
Änderung des Verwaltungszustellungsgesetzes

Das Verwaltungszustellungsgesetz vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354) wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 2 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„§ 5 Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz bleibt unberührt.“

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 wird Satz 2 aufgehoben.

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Ein elektronisches Dokument kann im Übrigen unbeschadet des Absat-
zes 4 elektronisch zugestellt werden, soweit der Empfänger hierfür einen Zu-
gang eröffnet; es ist elektronisch zuzustellen, wenn auf Grund einer Rechtsvor-
schrift ein Verfahren auf Verlangen des Empfängers in elektronischer Form
abgewickelt wird. Für die Übermittlung ist das Dokument mit einer qualifi-
zierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen und ge-
gen unbefugte Kenntnisnahme Dritter zu schützen.“

c) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 und 7 angefügt:

‚(6) Bei der elektronischen Zustellung ist die Übermittlung mit dem Hin-
weis, „Zustellung gegen Empfangsbekenntnis“ einzuleiten. Die Übermittlung
muss die absendende Behörde, den Namen und die Anschrift des Zustellungs-
adressaten sowie den Namen des Bediensteten erkennen lassen, der das Do-
kument zur Übermittlung aufgegeben hat.

(7) Zum Nachweis der Zustellung nach Absatz 4 und Absatz 5 genügt das
mit Datum und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Behör-
de durch die Post oder elektronisch zurückzusenden ist. Ein elektronisches
Dokument gilt in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 zweiter Halbsatz am dritten
Tag nach der Absendung an den vom Empfänger hierfür eröffneten Zugang als
zugestellt, wenn der Behörde nicht spätestens an diesem Tag ein Empfangsbe-
kenntnis nach Satz 1 zugeht. Satz 2 gilt nicht, wenn der Empfänger glaubhaft
macht, dass das Dokument nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen
ist. Der Empfänger ist in den Fällen des Absatzes 5 Satz 1 zweiter Halbsatz vor
der Übermittlung über die Rechtsfolge nach Satz 2 zu belehren. Zum Nach-
weis der Zustellung ist von der absendenden Behörde in den Akten zu vermer-
ken, zu welchem Zeitpunkt und an welchen Zugang das Dokument gesendet
wurde. Der Empfänger ist über den Eintritt der Zustellungsfiktion nach Satz 2
zu benachrichtigen.‘

3. § 9 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Der Nachweis der Zustellung gemäß Absatz 1 Nr. 4 richtet sich nach § 5 Abs. 7
Satz 1 bis 3 und 5.“
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